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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass der freie Warenverkehr ein Eckpfeiler der EU ist und die Union ein 

einheitliches System für die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen sowie einheitliche 

Zulassungsbescheinigungen für Kraftfahrzeuge eingeführt hat; in der Erwägung, dass der 

Erwerb von Kraftfahrzeugen in anderen Mitgliedstaaten oder die Überführung eines 

Fahrzeugs in einen anderen Mitgliedstaat dadurch weitaus einfacher geworden sind;  

B. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament dennoch zahlreiche Beschwerden von 

Bürgern erhält, die sich insbesondere bei der Neuzulassung ihrer Fahrzeuge in einem 

anderen Mitgliedstaat häufig mühsamen Formalitäten und damit verbundenen 

zusätzlichen Kosten gegenübersehen; in der Erwägung, dass die Union und die 

Mitgliedstaaten gleichzeitig sicherstellen müssen, dass einer Neuzulassung gestohlener 

Fahrzeuge mit gefälschten Zulassungsbescheinigungen vorgebeugt wird; 

C. in der Erwägung, dass mit den Bestimmungen der EU zu Fahrgastrechten für einen 

Mindestschutz der Bürger gesorgt wird und auf diese Weise Mobilität und soziale 

Integration gefördert werden; in der Erwägung, dass sie dazu beitragen, einheitliche 

Wettbewerbsbedingungen für Beförderungsunternehmen sowohl innerhalb der 

Verkehrsträger als auch verkehrsträgerübergreifend zu schaffen; 

D. in der Erwägung, dass mit dem Rechtsrahmen der EU zum Schutz der Fahrgastrechte für 

einen Mindeststandard beim Schutz von Verbrauchern gesorgt werden muss, mit dem den 

sich herausbildenden Geschäftspraktiken wie etwa der Erhebung von Zusatzgebühren 

begegnet werden kann und Fälle der Insolvenz und Zahlungsunfähigkeit von 

Fluggesellschaften erfasst werden; in der Erwägung, dass die Union auf neue 

multimodale Mobilitätsmuster reagieren sollte; 

1. unterstützt die Bemühungen der Kommission, die grenzüberschreitende Überführung von 

Kraftfahrzeugen zu vereinfachen, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Rechtsgrundsätze der EU bei der Zulassung von Fahrzeugen in anderen Mitgliedstaaten 

umfassend anzuwenden; weist in diesem Zusammenhang erneut darauf hin, dass 

Kraftfahrzeuge (einschließlich rechtsgesteuerter Fahrzeuge), die den jeweiligen 

Vorschriften der EU-Typgenehmigung entsprechen, für eine Zulassung in den 

Mitgliedstaaten in Betracht kommen sollten, und fordert die Kommission auf, die 

Sicherheit einheitlicher Zulassungsbescheinigungen zu erhöhen, um dem Risiko zu 

begegnen, dass gestohlene Fahrzeuge mit gefälschten Zulassungsbescheinigungen erneut 

zugelassen werden; 

2. fordert die Kommission auf, einen Legislativvorschlag zur technischen Prüfung von 

Kraftfahrzeugen vorzulegen, damit die Verwaltungslasten für die Bürger und den Sektor 

verringert werden, die dynamische Weiterentwicklung der Prüfmethoden und -inhalte 

und gleichzeitig das höchstmögliche Maß an Sicherheit im Straßenverkehr gewährleistet 

wird; 



 

PE480.854v02-00 4/6 AD\901494DE.doc 

DE 

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, den finanziellen Aufwand bei einer grenzüberschreitenden 

Zulassung von einem PKW für die Bürger so gering wie möglich zu halten, indem 

unnötige Kosten durch eine gemeinschaftliche Herangehensweise unterbunden werden; 

4. fordert bei einer grenzüberschreitenden Überführung eines PKWs eine gegenseitige 

Anerkennung der technischen Kontrollen zwischen den Mitgliedstaaten, welche auf den 

Vorrausetzungen von gemeinsamen Definitionen und einem vergleichbaren Prüfstandard 

basieren; 

5. schlägt die Einrichtung einer europäischen Datenbank vor, welche die technischen Daten 

aller Fahrzeuge zentralisiert, um die gegenseitige Anerkennung der technischen 

Kontrollen zu ermöglichen, eine europaweite Vergleichbarkeit zu erlauben und die 

grenzüberschreitende Zulassung zu erleichtern; 

6. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Interoperabilität der 

einzelstaatlichen Dienstleistungen, Produkte und Systeme im Bereich Verkehr und 

Mobilität verstärkt durchzusetzen, etwa bei den europäischen elektronischen 

Mautsystemen und dem ERTMS, sowie zudem für ein integriertes Informations-, 

Preisgestaltungs- und Fahrscheinsystem auf europäischer Ebene bei der öffentlichen und 

verkehrsübergreifenden Mobilität zu sorgen; 

7. stellt fest, dass die Union mit der 2011 angenommenen Verordnung über Fahrgastrechte 

im Kraftomnibusverkehr nun über umfangreiche und integrierte Bestimmungen zu den 

grundlegenden Fahrgastrechten verfügt, bei denen alle Verkehrsträger berücksichtigt 

werden; 

8. empfiehlt die Konsolidierung der bestehenden Fahrgastrechte in einem gemeinsamen 

Rahmen, um die Anwendung und Durchsetzung dieser Vorschriften in allen 

Verkehrsträgern innerhalb des gemeinsamen Binnenmarktes zu harmonisieren und 

Diskriminierungen zwischen den Verkehrsträgern zu vermeiden; 

9. fordert die Kommission auf, einen legislativen Vorschlag zu machen, um die Fahrgäste im 

Falle von Insolvenzen von Fluggesellschaften besser zu schützen, zum Beispiel durch eine 

Pflichtversicherung für Fluggesellschaften oder die Einrichtung eines Garantiefonds; 

10. betont, dass eine einheitliche und harmonisierte Durchsetzung des Schutzes von 

Fahrgästen in der gesamten Union sowohl für reisende Bürger, einschließlich solcher mit 

eingeschränkter Mobilität, als auch für die Gewährleistung gleicher 

Wettbewerbsbedingungen für Beförderungsunternehmen von grundlegender Bedeutung 

ist; 

11. stellt fest dass Menschen mit Behinderungen beim Reisen sehr oft auf Hindernisse und 

Barrieren stoßen, welche ihnen viele Möglichkeiten des gemeinsamen Binnenmarktes 

versperren, und fordert die Kommission auf, diesen Aspekt in Bezug auf die 

Fahrgastrechte verstärkt zu berücksichtigen; 

12. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die 

Rechtsvorschriften zum Schutz der Fahrgastrechte ordnungsgemäß umgesetzt werden, 

dass die europäischen Bürger sich der Fahrgastrechte in der EU bewusst sind und 
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insbesondere dafür, dass diese Rechte eingehalten werden; 

13. weist darauf hin, dass es für Reisende immer noch schwierig ist, für multimodale Reisen 

innerhalb der EU Beförderungsscheine zu reservieren und zu erwerben, und fordert die 

Kommission, die Mitgliedstaaten und die Unternehmen des Verkehrssektors auf, dafür zu 

sorgen, dass ein integriertes, multimodales System zur Ausgabe von 

Beförderungsscheinen eingeführt wird; 

14. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für Fahrgastrechte bei der Nutzung 

mehrerer Verkehrsträger vorzulegen, damit mit den Rechtsvorschriften den sich 

entwickelnden multimodalen Mobilitätsmustern Rechnung getragen werden kann. 
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